
Bundessozialgericht

8 RK6M/8ü Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

Klägerin und Revisionsklägerin,

g‚e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Februar

1986 ohne mündliche Verhandlung durch den Vorsitzenden

Richter M a y , die Richter Dr. S c h u r und

K u m m e r sowie die ehrenamtlichen Richter

N i t s c h e und Dr. F r o m e n

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Sozial-

gerichts Duisburg vom 18. Juli 198“ aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an dieses Gericht zurüokverwiesen.
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Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Erstattung von Auf—

wendungen für Krankenhauspflege, die sie — vermeintlich zu Un-

recht - als Leistung aus der Unfallversicherung gewährt hat.

Der bei der Beklagten gegen Krankheit versicherte Schlosser Un-

dorf hatte am 26. Februar 1982 in einem Betrieb, der der Klä-

gerin als Mitglied angehörenden Thyssen-Stahl—AG, bei einem Ar-

beitsunfall eine Quetschung des vierten und fünften Fingers links

erlitten. Er ist im Zusammenhang damit in eine Unfallklinik ein—

geliefert werden. Die stationäre Behandlung wegen der Unfall-

folgen war am 2. März 1982 beendet. Der Verletzte war jedoch an

diesem Tage wegen seines schlechten Allgemeinbefindens in die

innere Abteilung der Klinik verlegt und dort bis zum 30. März

1982 wegen einer linksseitigen Pneumonie behandelt worden. Die

Klägerin hat am 7. Mai 1982 Pflegekosten in Höhe von kalender—

täglich 287‚—— DM, insgesamt 9.471‚-— DM gezahlt. Als ihr im

Rahmen der Begutachtung der Unfallfolgen der zuvor dargelegte

Sachverhalt bekannt wurde, forderte sie mit Schreiben vom

8. November 1983 von der Beklagten ohne Erfolg die Erstattung

der für die Zeit vom 2. bis 30. März 1982 entstandenen Pflege-

kosten in Höhe von 8.610,—- DM; im Klageverfahren hat sie jedoch

nur den Betrag von 7.308,—- DM geltend gemacht.

Das Sozialgericht (SG) Duisburg hat die Klage mit der Begründung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_3...

abgewiesen, der Anspruch der Klägerin sei gemäß 5 111 des So—

zialgesetzbuches — Verwaltungsverfahren - (SGB X) ausgeschlossen.

Die Klägerin trägt zur Begründung ihrer Sprungrevision vor, die

Vorschrift des % 111 SGB X sei im Zeitpunkt der Entstehung des

Erstattungsanspruchs der Klägerin noch nicht geltendes Recht ge—

wesen. Sie habe auch keine Rückwirkung‚ so daß die in ihr gere—

gelte Ausschlußfrist im Zeitpunkt der Anspruchsanmeldung noch

nicht abgelaufen gewesen sei,

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom 18. Juli 198ü

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin

7.308‚—- DM zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (% 12“ Abs 2 des Sozialge—

richtsgesetzes —SGG-).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die Revision der Klägerin führt zur Aufhebung des
angefochtenen

Urteils und zur Zurü0kverweisung des Rechtsstreits zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das SG, weil dessen Tatsachen—

feststellungen zur Entscheidung über den streitigen Erstattungs—

anspruch nicht ausreichen,

Die
Beteiligten

und das SG
sind

zwar zutreffend davon
ausgegan-

gen, daß der EFStattungsänspruch der Klägerin gegenüber der Be—

klagten seine Grundlage in € 105 Abs 1 SGB X hat. Allerdings ist

entgegen der von der 39klagten vertretenen Ansicht die Überlei—

tungsvorschrift des Art II 5 21 des
Gesetzes

vom 4. November

1982 (8081 I 1“50) hier Ohne Bedeutung. In dieser Vorschrift ist

lediglich bestimmt, daß die - im Zeitpunkt des Inkrafttretens des

Gesetzes vom “. November 1982 am 1. Juli 1983 (Art II % 25 des

Gesetzes vom “. November 1982) - bereits begonnenen Verfahren

nach den Vorschriften des Gesetzes vom M. November 1982 zu Ende

zu führen sind. Da die Klägerin ihren Ersatzanspruch im November

1983 und damit erst nach dem Inkrafttreten des Art I des Gesetzes

vom 4. November 1982 891tend gemacht hat, handelt es sich hier

nicht um ein Verfahren, das schon vor dem Inkrafttreten des Ge-

setzes vom “. November 1982 begonnen hatte und das daher auch

nicht gemäß Art II 9 21 dieses Gesetzes übergeleitet werden

mußte.

Gleichwohl richtet sich der Erstattungsanspruch nach % 105 Abs 1

SGB X. Zwar war bereits Spätestens im Zeitpunkt der Zahlung der
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Krankenhauspflegekosten durch die Klägerin gemäß % 1509a der

Reichsversicherungsordnung (EVO) ein Ersatzanspruch der Klägerin

entstanden. Diese Vorschrift ist aber mit Wirkung vom 1. Juli

1983 gestrichen werden (Art II 5 3 Nr 1 des Gesetzes vom U. No-

vember 1982), und an ihre Stelle ist die Vorschrift des 5 105

SGB X getreten. Es kann dabingestellt bleiben, ob damit der bis—

herige Anspruch gemäß % 15093 EVO erloschen und ein neuer An-

spruch gemäß % 105 SGB X geschaffen worden ist oder ob der ur-

sprünglich gemäß 5 1509a RVG entstandene Erstattungsanspruch

kontinuierlich fortbesta■den hat und nunmehr nur seine Rechts—

grundlagen in S 105 SGB X neu geregelt worden sind. Denn in jedem

Falle sollte — wie auch aus der Überleitung der am 1. Juli 1983

bereits anhängig gewesenen Altverfahren durch Art II % 21 des

Gesetzes vom &. November 1982 und dem Fehlen einer Überlei-

tungsvorschrift für die bis zum 30. Juni 1983 entstandenen und

bis dahin nach % 1509a RVO zu beurteilenden Erstattungsfälle

folgt — auch dieser von der Klägerin im November 1983 erhobene

Erstattungsanspruch sich allein nach % 105 SGB X richten.

Nach den Feststellungen des SG sind auch die Voraussetzungen des

5 105 Abs 1 Satz 1 SGB X erfüllt. Das SG hat festgestellt, daß

die Krankenhauspflege des Versicherten Undorf in der Zeit vom

2. bis 30. März 1982 nicht wegen der Folgen des Arbeitsunfalles

vom 26. Februar 1982, sondern wegen einer unfallunabhängigen

Pneumonie erfolgt ist. Das SG ist deshalb auch zutreffend davon

ausgegangen, daß nicht die Klägerin, sondern die Beklagte während

dieses Zeitraumes für die Gewährung der Krankenhauspflege zu-

ständig war und daß infolgedessen die Beklagte als der für die
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Krankenhauspflege zuständig gewesene Leistungsträger der Klägerin

erstattungspflichtig ist.

Entgegen der vom SG vertretenen Ansicht ist dieser Erstattungs—

anspruch nicht gemäß % 111 SGB X ausgeschlossen. Das SG ist zwar

zutreffend davon ausgegangen, daß % 111 SGB X auch für den von

der Klägerin geltend gemachten Erstattungsanspruch gilt. Der er—

kennende Senat hat bereits in dem Urteil vom 27. November 1985

- 8 RK 31/8“ —‚ zur Veröffentlichung bestimmt) entschieden, daß

die Fristbestimmung des S 111 SGB X nicht rückwirkend in Kraft

getreten ist und daß die in dieser Vorschrift geregelte Aus-

schlußfrist für die bei ihrem Inkrafttreten noch bestehenden,

nicht bereits durch Fristablan (zB gemäß % 1539 RVO) erloschenen

Ansprüche gilt. Das ist zwar in den Überleitungs— und Schlußvor-f

schriften des Art II %S 21 ff des Gesetzes vom 4. November 1982

nicht ausdrücklich bestimmt worden, folgt aber aus dem Gesamtzu-

sammenhang der Übergangs— und Schlußvorschriften, insbesondere

aus der mit Wirkung vom 1. Juli 1983 erfolgten Ersetzung des

% 1509a RVO durch % 105 SGB X. Hinzu kommt, daß der Gesetzgeber

in Art II 5 22 des Gesetzes vom A. November 1982 nur für die

Fälle des Überganges von Schadensersatzansprüchen eine Über-

gangsregelung getroffen hat und zuvor auch schon in Art II % 37

Abs 2 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl I, 1469) bestimmt

habe, daß Fristen im Sinne des ersten und zweiten Kapitels des

SGB X, deren Lauf vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 18. August

1980 begonnen hat, nach den bisherigen Vorschriften berechnet

werden (vgl dazu auch das Urteil des BSG vom 15. November 1989

— 7 RAr 69/83 —, SozR 1300 % US Nr 13). Für die Frist des 5 111
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SGB X hat er eine entsprechende Regelung nicht getroffen. Wenn

der Gesetzgeber mithin bei der Überführung der bisher in ver—

schiedenen Sozialgesetzen enthaltenen Normen und ihrer Modifi-

zierung im SGB X nur für bestimmte Altansprüche und Altfristen

Übergangsregelungen geschaffen, jedoch eine solche für die bisher

nicht befristete Geltendmachung der Altansprüche im Sinne des

% 1509a RVO nicht getroffen hat, so läßt sich daraus nicht auf

eine planwidrige Lücke im Gesetz, sondern nur darauf schließen,

daß der Gesetzgeber die Ausschlußfrist des 5 111 SGB X nicht

rückwirkend auf Ansprüche aus % 1509a RVO eingeführt, sondern nur

für Ansprüche aus S 105 SGB X mit Wirkung erst vom 1. Juli 1983

begründet hat.

Allein diese Auslegung entspricht auch der Rechtssicherheit. Wie

bereits der 7. Senat des erkennenden Gerichts (aaO) zu der

ebenfalls neu eingeführten Ausschlußfrist des 5 MS Abs u Satz 2

SGB X dargelegt hat, kann für diese Neuregelung nicht davon aus-

gegangen werden, daß sie für neu eingeführte Fristen ohne Rück—

sicht auf dadurch eintretende Rechtsbeeinträchtigungen oder gar

Rechtsverluste deren Rückwirkung anordnet. Rechtssicherheit könne

insoweit nur bedeuten, den bisherigen Rechtszustand unangetastet

zu lassen und auf vorhandene Sachverhalte Auswirkungen aus dem

neuen Recht erst mit dessen Inkrafttreten entstehen zu lassen.

Dem Gesetzgeber könne jedenfalls schon angesichts der Regelung in

Art II % 37 Abs 2 SGB X nicht unterstellt werden, er habe die

Rechte der Verwaltung aus % HS Abs 4 SGB X bei am 1, Januar 1981

länger als ein Jahr zurückliegender Kenntnis von einem Rück—

nahmetatbestand ersatzlos beseitigen wollen.
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Diese Gesichtspunkte, die der Senat für zutreffend hält, gelten

in gleicher Weise für die Brsatzansprüche der Unfallversiche—

rungsträger gegen die Krankenkassen, für deren Geltendmachung mit

der in % 111 SGB X getroffenen Regelung eine Ausschlußfrist neu

eingeführt worden ist. In gleicher Weise trägt der vom 7. Senat

des BSG (aaO) für die neu eingeführte Ausschlußfrist des % u5

Abs A Satz 2 SGB X gegebene Hinweis auf den Zweck der Neuregelung

auch für die Fristbestimmung des 3 111 SGB X, soweit es sich um

Erstattungsansprüche handelt, deren Geltendmachung zuvor nicht

befristet gewesen ist. Wenn die Unfallversicherungsträger nunmehr

auch ihre Ersatzansprüche innerhalb eines Jahres nach Kenntnis

des zur Ersatzleistung berechtigenden Sachverhalts geltend machen

müssen (vgl dazu die Begründung zu € 117 des Entwurfs eines SGB X

- Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu

Dritten -, BT—Drucks 9/95 und Beschlußempfehlung und Bericht des

11. Ausschusses, BT—Drucks 9/1753), so führt das nicht dazu, daß

sie zur Beachtung dieser Frist schon vor ihrer Einführung ver—

pflichtet werden sind. Der Senat folgt deshalb auch für % 111

SGB X sowohl der zu 8 US Abs A Satz 2 SGB X als auch der zu der

mit der letztgenannten Vorschrift übereinstimmenden Regelung des

5 A8 Abs “ Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG)

nahezu einheitlich vertretenen Auffassung, daß eine neu einge—

führte Ausschlußfrist für die Ausübung eines Rechts erst mit dem

Inkrafttreten des Gesetzes zu laufen beginnt (vgl dazu die aus-

führlichen Nachweise in dem Urteil des 7. Senats des erkennenden

Gerichts aaO). Dies bedeutet für den Brstattungsanspruch der

Klägerin, daß seine Geltendmachung bis zum 30. Juni 198“ nicht

ausgeschlossen war. Da die Klägerin nach der unwidersprochenen
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Feststellung des SG mit ihrem Schreiben vom 8. November 1983 die

Beklagte zur Erstattung aufgefordert hat, war die Ausschlußfrist

des % 111 SGB X zur Zeit der Geltendmachung des Erstattungsan—

spruches noch nicht abgelaufen.

Der Senat vermag jedoch nicht abschließend zu entscheiden. Nach

% 105 Abs 2 SGB X richtet sich der Umfang des Erstattungsanspru—

ches nach den für den zuständigen Leistungsträger geltenden

Rechtsvorschriften. Feststellungen über den Umfang der Lei-

stungspflicht der Beklagten hat das SG jedoch nicht getroffen, so

daß der Rechtsstreit wegen der Höhe des Erstattungsanspruchs der

Klägerin erst nach der Nachholung entsprechender Tatsachenfest-

stellungen entschieden werden kann.

Das SG wird auch über die außergerichtlichen Kosten für das Re-

visionsverfahren zu entscheiden haben.
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